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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 1009/2008 DES RATES

vom 9. Oktober 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber

landwirtschaftlicher Betriebe

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 68 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 (2) gelten bei den Zahlungen für Rindfleisch
für die von den Mitgliedstaaten gewährten Ergänzungs­
zahlungen die Bedingungen von Titel IV Kapitel 12 der
genannten Verordnung.

(2) Gemäß Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
werden die Direktzahlungen im Rahmen von Titel IV
Kapitel 12 der genannten Verordnung nur für Tiere ge­
währt, die entsprechend der Verordnung (EG) Nr.
1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur
Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und
über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischer­
zeugnissen (3) gekennzeichnet und registriert worden
sind.

(3) Gemäß Artikel 7 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich der
Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 muss jeder Tierhalter
der zuständigen Behörde die genauen Daten jeder Um­
setzung von Tieren in den oder aus dem Betrieb sowie
die Daten aller Tiergeburten und Todesfälle bei Tieren im

Betrieb innerhalb einer vom Mitgliedstaat festgesetzten
Frist von drei bis sieben Tagen nach dem betreffenden
Ereignis mitteilen.

(4) Es ist jedoch erforderlich, die Reichweite der Pflicht ge­
mäß Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 zu
präzisieren. Die einfache Tatsache, dass das Datum der
Geburt, des Todes oder der Umsetzung von Tieren der
zuständigen Behörde nicht innerhalb des in Artikel 7
Absatz 1 zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EG)
Nr. 1760/2000 genannten Zeitraums mitgeteilt wird,
sollte nicht automatisch zum Ausschluss des betreffenden
Tieres von den Zahlungen führen. Auch der Beginn des
Haltungszeitraums eines Tieres kann als geeigneter Zeit­
punkt gelten, um zu überprüfen, ob dieses für die Zwe­
cke der Gewährung der Zahlungen gemäß Titel IV
Kapitel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gekenn­
zeichnet und registriert worden ist.

(5) Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sollte
daher entsprechend geändert werden.

(6) Diese Änderung dient nur der Feststellung der Prämien­
fähigkeit der betreffenden Tiere. Sie ändert nichts an der
Herkunftssicherung der Tiere, da die Betriebsinhaber auch
weiterhin verpflichtet sind, alle Kennzeichnungs- und Re­
gistrierungsvorschriften gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1760/2000 zu erfüllen.

(7) Die Verpflichtung gemäß Artikel 138 der Verordnung
(EG) Nr. 1782/2003 sollte für alle Zahlungen im Rah­
men von Titel IV Kapitel 12 der genannten Verordnung
gelten. Da der Bezugszeitraum für die Verwaltung dieser
Zahlungen das Kalenderjahr ist, sollte die Änderung ab
dem 1. Januar 2008 und damit für alle Zahlungen im
Kalenderjahr 2008 gelten —
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(1) Stellungnahme vom 8. Juli 2008 (noch nicht im Amtsblatt veröf­
fentlicht).

(2) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1.
(3) ABl. L 204 vom 11.8.2000, S. 1.



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Dem Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 wird der
folgende Absatz angefügt:

„Die Direktzahlungen werden jedoch auch dann gewährt,
wenn die Angaben gemäß Artikel 7 Absatz 1 zweiter Ge­
dankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 der zu­
ständigen Behörde am ersten Tag des Haltungszeitraums des

betreffenden Tieres gemäß der Bestimmung nach dem in
Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren mitgeteilt wor­
den sind.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2008.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 9. Oktober 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident
D. BUSSEREAU
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